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A. Allgemeines
§ 1

Träger, Rechtspersönlichkeit und Sitz
(1) Die Kassenärztliche Bundesvereinigung, die Kassenzahnärzt-
liche Bundesvereinigung, die Deutsche Krankenhausgesellschaft,
die Bundesverbände der Krankenkassen, die Bundesknappschaft
und die Verbände der Ersatzkassen bilden den Gemeinsamen Bun-
desausschuss.
(2) Der Gemeinsame Bundesausschuss ist nach § 91 Abs. 1 Satz 2
SGB V eine juristische Person des öffentlichen Rechts.
(3) Der Gemeinsame Bundesausschuss hat seinen Sitz bis zum
31. Dezember 2008 in Siegburg; ab dem 1. Januar 2009 in Berlin.
Er führt ein Dienstsiegel.

§ 2
Weitere Bestimmungen

(1) Neben dieser Geschäftsordnung ist für Beschlüsse des
Gemeinsamen Bundesausschusses die Verfahrensordnung nach
§ 91 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB V zu beachten.
(2) Für die Benennung der sachkundigen Personen nach § 140f
Abs. 2 SGB V gilt die Verordnung zur Beteiligung von Patientinnen
und Patienten in der Gesetzlichen Krankenversicherung (Patienten-
beteiligungsverordnung — PatBeteiligungsV —).
(3) Die Verordnung über die Amtsdauer, Amtsführung und Ent-
schädigung der Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses
und der Landesausschüsse der Ärzte (Zahnärzte) und Krankenkas-
sen (Ausschussmitglieder-Verordnung — AMV) geht den Bestim-
mungen dieser Geschäftsordnung vor.

B. Besetzungen des Gemeinsamen Bundesausschusses
§ 3

Besetzungen des Gemeinsamen Bundesausschusses
(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss trifft seine Entscheidun-
gen als Plenum (§ 4) sowie in den besonderen Besetzungen
— für ärztliche Angelegenheiten (§ 5),
— für die vertragsärztliche Versorgung (§ 6),
— für die vertragszahnärztliche Versorgung (§ 7) und
— für die Krankenhausbehandlung (§ 8).
(2) Die Besetzungen nach den §§ 4 bis 8 treffen die Entscheidun-
gen in ihren Aufgabengebieten abschließend als Gemeinsamer
Bundesausschuss.
(3) Der Gemeinsame Bundesausschuss ist mit einem unpar-
teiischen Vorsitzenden und zwei weiteren unparteiischen Mitglie-
dern (Unparteiische) besetzt. Die Benennung der weiteren Mitglie-
der richtet sich nach den folgenden Bestimmungen.

§ 4
Plenum



(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss entscheidet als Plenum
über die in § 91 Abs. 3 SGB V genannten Aufgaben und in über-
greifenden Angelegenheiten, die nicht den besonderen Besetzun-
gen nach den §§ 5 bis 8 obliegen. Das Plenum beschließt insbeson-
dere:
1. die Geschäftsordnung (einschließlich Geschäftsverteilungs-

plan),
2. die Verfahrensordnung,
3. die Patienteninformationen (gemäß § 91 Abs. 3 Satz 3 SGB V),
4. die grundsätzliche Festlegung von Prioritäten der im Gemein-

samen Bundesausschuss zu bearbeitenden Aufgaben, insbeson-
dere für die Erteilung von Aufträgen an das Institut für Qualität
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen,

5. den Haushalts- und Stellenplan, außer- und überplanmäßige
Ausgaben sowie die jährliche Entlastung des Vorsitzenden des
Gemeinsamen Bundesausschusses und des Geschäftsführers,

6. Grundsätze für die Führung der Verwaltungsgeschäfte,
7. den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung von Grundstü-

cken sowie die Errichtung von Gebäuden,
8. über Mietverträge und
9. die Bestellung des Geschäftsführers und seines Stellvertreters.
(2) Die Mitglieder des Plenums sind neben den Unparteiischen
— vier Vertreter der Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
— ein Vertreter der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung,
— vier Vertreter der Deutschen Krankenhausgesellschaft,
— drei Vertreter der Ortskrankenkassen,
— zwei Vertreter der Ersatzkassen sowie
— je ein Vertreter der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken-

kassen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der
Knappschaftlichen Krankenversicherung.

§ 5
Ärztliche Angelegenheiten

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt nach § 91 Abs. 4
SGB V in der Besetzung für ärztliche Angelegenheiten
— Richtlinien nach § 116b Abs. 4 SGB V,
— Entscheidungen nach § 137b SGB V und
— Empfehlungen nach § 137f SGB V.
(2) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses in der
Besetzung für ärztliche Angelegenheiten sind neben den Unpartei-
ischen
— fünf Vertreter der Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
— vier Vertreter der Deutschen Krankenhausgesellschaft,
— drei Vertreter der Ortskrankenkassen,
— zwei Vertreter der Ersatzkassen sowie
— je ein Vertreter der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken-

kassen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der
Knappschaftlichen Krankenversicherung.

§ 6
Vertragsärztliche Versorung

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt nach § 91 Abs. 5
SGB V in der Besetzung für die vertragsärztliche Versorgung
— Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 SGB V mit Ausnahme der

Nummer 2,
— Richtlinien nach § 136 Abs. 2 Satz 2 SGB V und
— Richtlinien nach § 136a SGB V.
(2) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses in der
Besetzung für die vertragsärztliche Versorgung sind neben den
Unparteiischen
— neun Vertreter der Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
— drei Vertreter der Ortskrankenkassen,
— zwei Vertreter der Ersatzkassen sowie
— je ein Vertreter der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken-

kassen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der
Knappschaftlichen Krankenversicherung.

(3) Bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der psychotherapeuti-
schen Versorgung wirken als Vertreter der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung fünf psychotherapeutisch tätige Ärzte und fünf
Psychotherapeuten sowie ein zusätzlicher Vertreter der Ersatzkas-
sen mit.

§ 7
Vertragszahnärztliche Versorgung

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt nach § 91 Abs. 6
SGB V in der Besetzung für die vertragszahnärztliche Versorgung
— Richtlinien nach § 56 Abs. 1, § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB V,
— Richtlinien nach § 136 Abs. 2 Satz 3 SGB V und
— Richtlinien nach § 136b SGB V.
(2) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses in der
Besetzung für die vertragszahnärztliche Versorgung sind neben
den Unparteiischen
— neun Vertreter der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung,
— drei Vertreter der Ortskrankenkassen,
— zwei Vertreter der Ersatzkassen sowie
— je ein Vertreter der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken-

kassen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der
Knappschaftlichen Krankenversicherung.

§ 8
Krankenhausbehandlung

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt nach § 91 Abs. 7
SGB V in der Besetzung für die Krankenhausbehandlung
— Entscheidungen zu § 137 SGB V und
— Richtlinien nach § 137c SGB V.
(2) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses in der
Besetzung für die Krankenhausbehandlung sind neben den Un-
parteiischen
— neun Vertreter der Deutschen Krankenhausgesellschaft,
— drei Vertreter der Ortskrankenkassen,
— zwei Vertreter der Ersatzkassen sowie
— je ein Vertreter der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken-

kassen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der
Knappschaftlichen Krankenversicherung.

C. Mitglieder
§ 9

Der Vorsitzende und die weiteren unparteiischen Mitglieder
(1) Der Vorsitzende vertritt den Gemeinsamen Bundesausschuss
gerichtlich und außergerichtlich. Er kann einen Bevollmächtigten
in gerichtlichen Verfahren bestimmen.



(2) Der Vorsitzende bereitet in Abstimmung mit den unpartei-
ischen Mitgliedern die Sitzungen des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses vor und leitet die Sitzungen.
(3) Der Vorsitzende und die weiteren unparteiischen Mitglieder
haben je einen ersten und zweiten Stellvertreter. Nach Maßgabe
eines von dem Gemeinsamen Bundesausschuss beschlossenen
Geschäftsverteilungsplanes werden der Vorsitzende und die
unparteiischen Mitglieder von ihren jeweils zwei Stellvertretern
vertreten; dabei gilt die Rangfolge der Benennung. Die Regelungen
des Geschäftsverteilungsplanes zur Stellvertretung des Vorsitzen-
den bedürfen seiner Zustimmung; aus wichtigem Grund kann er
diese Regelung mit Zustimmung des Plenums ändern. Der Vorsit-
zende und dessen Stellvertreter können sich in der Sitzungsvor-
bereitung, der Terminwahrnehmung und der Sitzungsleitung auch
wechselseitig vertreten.
(4) Die Stellvertreter des Vorsitzenden können an den Sitzungen
des Plenums mit beratender Stimme teilnehmen.

§ 10
Bestellung der Mitglieder und deren Stellvertreter

Die Vertreter der Ärzte werden von der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung, die Vertreter der Zahnärzte von der Kassenzahnärzt-
lichen Bundesvereinigung, die Vertreter der Krankenhäuser von
der Deutschen Krankenhausgesellschaft sowie die Vertreter der
Krankenkassen von den in § 1 Abs. 1 genannten Verbänden
bestellt. Für jedes dieser Mitglieder können bis zu zehn Stellvertre-
ter bestellt werden; die Rangfolge der Stellvertretung ist dabei
anzugeben.

§ 11
Amtsdauer und -führung

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder und ihrer Stellvertreter beträgt
vier Jahre. Die erste Amtsperiode endet am 31. Dezember 2007.
Während einer Amtsperiode neu hinzugetretene Mitglieder oder
Stellvertreter scheiden mit Ablauf der Amtsperiode aus. Mitglieder
und Stellvertreter, für die nach Ablauf der Amtsperiode kein Nach-
folger schriftlich mitgeteilt wurde, bleiben bis zur Benennung
eines Nachfolgers im Amt.
(2) Die Abberufung und die Niederlegung des Amtes ist in der
Ausschussmitglieder-Verordnung geregelt. An die Stelle des aus-
geschiedenen Mitglieds tritt sein ranghöchster Stellvertreter, bis
für ihn ein Nachfolger bestellt wurde.
(3) Die Mitglieder führen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Wei-
sungen nicht gebunden.
(4) Die Mitglieder erhalten Entschädigungen nach der Ausschuss-
mitglieder-Verordnung.

D. Sitzung und Beschlussfassung
§ 12

Beschlussfassung
(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt grundsätzlich
in Sitzungen.
(2) Eine schriftliche Abstimmung ist zulässig, wenn
— der Gemeinsame Bundesausschuss den Sachgegenstand in

einer Sitzung beraten hat und einstimmig eine Abstimmung im
schriftlichen Verfahren beschließt,

— der Gemeinsame Bundesausschuss bereits beschlossene Fest-
betragsgruppen nach § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB V aktualisiert;
Aktualisierungen umfassen die Anpassung der Festbetragsgrup-
pen an den jeweiligen Stand der Wissenschaft (z. B. Änderung
von Äquivalenzfaktoren) und die Anpassung der Festbetrags-
gruppen an den Arzneimittelmarkt (z. B. Aufnahme neuer Wirk-
stoffe, Darreichungsformen, Wirkstärken; Zusätze und Spezifi-
zierungen),

— der Gemeinsame Bundesausschuss über die nach der Verfah-
rensordnung erforderliche vorherige Zustimmung entscheiden
soll, dass zu einem von einem Unterausschuss erarbeiteten Ent-
wurf ein Anhörungsverfahren eingeleitet wird und durch
schriftliche Beschlussfassung eine Verzögerung des Anhörungs-
verfahrens vermieden wird.

(3) Der Vorsitzende kann zur Abgabe der schriftlichen Stimme
eine Frist setzen. Bis zum Ablauf der Frist nicht abgegebene Stim-
men gelten als Enthaltungen. Die Stimme kann durch einfachen
Brief, per Telefax oder mittels E-Mail abgegeben werden. Sie muss
die Unterschrift des Stimmberechtigten tragen. Die zur Abstim-
mung gestellten Entscheidungsentwürfe sind den nach § 140f
Abs. 2 SGB V benannten sachverständigen Personen zuzusenden.

§ 13
Sitzungsteilnehmer

(1) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses sind ver-
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen oder bei Verhinderung
ihre Stellvertreter rechtzeitig zu benachrichtigen. Dies gilt sinn-
gemäß für die Stellvertreter. Ein Mitglied kann einen Stellvertreter
oder einen Angehörigen seines Verbandes beratend zu den Sitzun-
gen des Gemeinsamen Bundesausschusses hinzuziehen.
(2) Der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen des Gemein-
samen Bundesausschusses teil. Mitarbeiter der Geschäftsführung
können als seine Stellvertreter oder zu seiner Beratung ebenfalls
teilnehmen.
(3) Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche-
rung kann an den Sitzungen teilnehmen oder sich durch einen
Beauftragten vertreten lassen.
(4) Die Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses sind
berechtigt, in den Sitzungen der besonderen Besetzungen nach
den §§ 5 bis 8 mit zu beraten, auch soweit sie an deren Beschlüssen
nicht mitwirken.
(5) An den Sitzungen des Gemeinsamen Bundesausschusses kön-
nen die nach § 140f Abs. 2 SGB V benannten sachverständigen
Personen mit beratender Stimme teilnehmen. Ihre Anzahl darf
nicht höher sein als die Zahl der von den Spitzenverbänden der
Krankenkassen bestellten Mitglieder im Gremium, für das benannt
wird. Die sachkundigen Personen sind von den nach der Patienten-
beteiligungsverordnung anerkannten Organisationen einvernehm-
lich und schriftlich gegenüber der Geschäftsstelle zu benennen.
Bei ihrer Benennung ist anzugeben, zu welchen in der Sitzung zur
Beratung stehenden spezifischen Themen die sachkundige Person
benannt wird. Als ein spezifisches Thema gelten dabei alle von
demselben Unterausschuss vorbereiteten Beratungsgegenstände.
Sachkundige Personen bleiben für die Beratung der spezifischen
Themen, für die sie benannt wurden, teilnahmeberechtigt, bis sie
eine Verzichtserklärung gegenüber der Geschäftsstelle abgegeben
haben oder eine andere sachkundige Person an ihrer Stelle ord-
nungsgemäß benannt wird.
(6) Andere als die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Teilnahme-
berechtigten können auf Beschluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses oder durch den Vorsitzenden unter Auferlegung der
Schweigepflicht herangezogen und zu den Sitzungen zugelassen
werden.

§ 14
Einberufung von Sitzungen



(1) Der Vorsitzende beruft den Gemeinsamen Bundesausschuss
unter Festsetzung von Ort und Termin ein, eröffnet, leitet und
schließt die Sitzungen. Für den Fall seiner Verhinderung beauf-
tragt der Vorsitzende einen seiner Stellvertreter mit der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben. In der Sitzungsleitung kann er sich auch
durch ein anderes unparteiisches Mitglied vertreten lassen.
(2) Zu Beginn des Jahres sollen regelmäßige Sitzungstermine für
das gesamte Kalenderjahr vom Gemeinsamen Bundesausschuss in
seiner jeweiligen Besetzung festgelegt werden.
(3) Die an der Sitzung des Gemeinsamen Bundesausschusses
Teilnahmeberechtigten sind unter Angabe der Tagesordnung ein-
zuladen; die Mitglieder sind aufzufordern, im Falle der Verhin-
derung einen Stellvertreter zur Teilnahme an der Sitzung zu ver-
anlassen. Das Mitglied kann sich hierbei der Vermittlung durch die
Geschäftsstelle bedienen. Die Einladungen für die gemäß § 140f
Abs. 2 SGB V zu benennenden sachverständigen Personen sind
auch an die nach der Patientenbeteiligungsverordnung anerkann-
ten Organisationen zu richten.
(4) Es kann eingeladen werden durch einfachen Brief, per Telefax,
per E-Mail oder bei besonderer Dringlichkeit auch telefonisch. Der
Zeitpunkt der Einladung ist aktenkundig zu machen.
(5) Zwischen der Einladung und der Sitzung sollen 20 Kalender-
tage liegen; Einladungs- und Sitzungstag werden nicht mitgerech-
net. In dringenden Fällen kann von der Frist abgewichen werden.

§ 15
Beratungsunterlagen

(1) Beschlussvorlagen, Anträge und sonstiges Beratungsmaterial
(Beratungsunterlagen) sollen den Teilnahmeberechtigten und den
Verbänden nach § 1 Abs. 1 spätestens 10 Kalendertage vor der
Sitzung (Eingabefrist) mitgeteilt werden. Mitglieder des Gemein-
samen Bundesausschusses, die nur beratend an einer Sitzung teil-
nehmen wollen (§ 13 Abs. 4), erhalten die Beratungsunterlagen
auf Anforderung bei der Geschäftsstelle des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses. Stellvertreter erhalten die Unterlagen, wenn ihre
Sitzungsteilnahme ordnungsgemäß angemeldet wurde; nach § 140f
Abs. 2 SGB V benannte sachkundige Personen, nachdem sie
benannt wurden.
(2) Beratungsunterlagen können auch nach Ablauf der Ein-
gabefrist dem Gemeinsamen Bundesausschuss vorgelegt werden,
soweit die ordnungsgemäße Vorbereitung der Sitzungsteilnehmer
trotz der späten Vorlagen gewährleistet ist. Auf Antrag eines Mit-
gliedes dürfen verspätet eingereichte Beschlussvorlagen in der
Sitzung nur beraten werden, wenn der Gemeinsame Bundes-
ausschuss mit mindestens zwei Drittel seiner Stimmen einen ent-
sprechenden Beschluss fasst.

§ 16
Sitzungsbeginn und Beschlussfähigkeit

(1) Die Sitzungen sind spätestens eine halbe Stunde nach der fest-
gelegten Zeit zu eröffnen. Fehlt zu diesem Zeitpunkt die Beschluss-
fähigkeit, so hat der Vorsitzende die Beschlussunfähigkeit fest-
zustellen. Im Falle der Abwesenheit des Vorsitzenden und seiner
Stellvertreter stellt das nach dem Lebensalter älteste anwesende
Mitglied des Gemeinsamen Bundesausschusses die Beschlussunfä-
higkeit fest. Diese Feststellung ist in die Niederschrift aufzuneh-
men und den Anwesenden bekannt zu geben. Ergibt sich die
Beschlussfähigkeit im weiteren Verlauf der Sitzung, so ist sie fest-
zustellen und in die Niederschrift aufzunehmen.
(2) Der Gemeinsame Bundesausschuss ist beschlussfähig, wenn
alle Mitglieder oder deren stimmberechtigte Stellvertreter anwe-
send sind. Die Beschlussfähigkeit ist vom Vorsitzenden zu Beginn
der Sitzung festzustellen und in die Niederschrift aufzunehmen;
sie gilt für die Dauer der Sitzung, wenn und so lange mehr als die
Hälfte der Mitglieder oder stimmberechtigten Stellvertreter anwe-
send bleibt.
(3) Das an der Sitzungsteilnahme verhinderte Mitglied kann sein
Stimmrecht auf einen benannten Stellvertreter übertragen. Die
Stimmrechtsübertragung ist dem Vorsitzenden schriftlich mitzutei-
len. Ist eine Stellvertretung nicht möglich, kann mit Zustimmung
des Vorsitzenden eine Übertragung des Stimmrechts auf ein ande-
res Mitglied oder dessen Stellvertreter seiner Gruppe erfolgen,
soweit die Teilnahme von mindestens der Hälfte der Mitglieder
oder stimmberechtigten Stellvertreter einer jeden Gruppe gewähr-
leistet bleibt. Als Gruppe gelten einerseits die Vertreter der Spit-
zenorganisationen der Leistungserbringer und andererseits die Ver-
treter der Krankenkassen.
(4) Wenn bis zu zwei Mitglieder ohne Vertretung oder Stimm-
rechtsübertragung fehlen, können die anwesenden Stimmberech-
tigten einstimmig beschließen, dass der Gemeinsame Bundesaus-
schuss gleichwohl beschlussfähig ist. Fehlen der Vorsitzende und
seine Stellvertreter, übernimmt für diese Sitzung das lebensälteste
unparteiische Mitglied die Funktion des Sitzungsleiters.
(5) Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so ist eine erneute
Sitzung innerhalb von 14 Kalendertagen seit der ersteinberufenen
Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Auf dieser
erneuten Sitzung ist die Beschlussfähigkeit gegeben, wenn mehr
als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses
oder deren stimmberechtigte Stellvertreter anwesend ist. Auf diese
Folge ist in der Einladung zur erneuten Sitzung ausdrücklich hin-
zuweisen.

§ 17
Abstimmung

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt mit der Mehr-
heit der anwesenden Stimmberechtigten.
(2) In Angelegenheiten des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 7 beschließt
der Gemeinsame Bundesausschuss mit einer Mehrheit von
12 Stimmen. Wird diese qualifizierte Mehrheit nicht erreicht, ist
auf Antrag eines Mitglieds des Gemeinsamen Bundesausschusses
eine erneute Sitzung innerhalb einer Frist von 14 Tagen anzuberau-
men. In dieser Sitzung kann der Gemeinsame Bundesausschuss
mit der Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten einen
Beschluss fassen.
(3) Bei der eigenen Entlastung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 darf der
Vorsitzende nicht mit abstimmen.
(4) Auf Antrag eines Stimmberechtigten muss vor einer Abstim-
mung die Sitzung zum Zweck gesonderter Beratung unterbrochen
werden. Die Dauer der Unterbrechung bestimmt der Vorsitzende.
(5) Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen.

§ 18
Vertraulichkeit der Beratung

(1) Die Beratungen und Beschlussfassungen sind nicht öffentlich.
Der Hergang der Beratungen und das Stimmenverhältnis bei der
Beschlussfassung sind von allen Beteiligten vertraulich zu behan-
deln. Das gilt auch für die Beratungsunterlagen.
(2) Presseverlautbarungen erfolgen auf Beschluss des Gemein-
samen Bundesausschusses durch den Vorsitzenden.

§ 19
Niederschrift



(1) Über die Beratungen des Gemeinsamen Bundesausschusses
ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie hat Ort, Tag, Beginn und
Ende der Sitzung sowie die Namen der Anwesenden unter Angabe
der Eigenschaft, in der sie mitwirken, zu enthalten. Sie hat weiter-
hin das wesentliche Ergebnis der Beratungen wiederzugeben.
Beschlüsse sind im Wortlaut aufzuführen. Der Niederschrift darf
nicht entnommen werden, wie das einzelne Mitglied abgestimmt
hat. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden der Sitzung zu unter-
zeichnen.
(2) Die Niederschrift ist den Teilnahmeberechtigten der betreffen-
den Sitzung und den in § 1 Abs. 1 genannten Verbänden zuzulei-
ten.
(3) Einwendungen gegen die Niederschrift können nur von den
Teilnehmern der protokollierten Sitzung erhoben werden. Einwen-
dungen gegen den Wortlaut von Beschlüssen sind unzulässig,
wenn die Anträge hierzu vor der Abstimmung schriftlich vorgele-
gen haben und ohne Widerspruch verlesen worden sind. Einwen-
dungen sind gegenüber der Geschäftsstelle schriftlich mitzuteilen;
ohne Einwendungen gilt die Niederschrift sechs Wochen nach
deren Zugang als genehmigt.

§ 20
Veröffentlichung von Beschlüssen

(1) Die vom Gemeinsamen Bundesausschuss beschlossenen
Richtlinien werden im Bundesanzeiger und im Internet veröffent-
licht, sofern das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale
Sicherung sie nicht beanstandet hat.
(2) Entscheidungen nach den §§ 137 und 137b SGB V und Patien-
teninformationen nach § 91 Abs. 3 Satz 3 SGB V sind in geeigneter
Weise zu veröffentlichen. Die Art der Veröffentlichung ist mit der
Entscheidung festzulegen.

E. Vorbereitung der Entscheidungen in Unterausschüssen
und Zusammenarbeit mit dem Institut für Qualität

und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
§ 21

Unterausschüsse
(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss kann zur Vorbereitung
seiner Beratungen und Beschlussfassungen Unterausschüsse ein-
setzen. Er bestimmt die Notwendigkeit für einen Unterausschuss,
dessen Aufgabenstellung, die Erteilung von Aufträgen einschließ-
lich dem zeitlichen Rahmen für ihre Erledigung und die Zusam-
mensetzung. Der Gemeinsame Bundesausschuss kann den Unter-
ausschuss insbesondere beauftragen, Beschlussempfehlungen
oder -entwürfe, Berichte, Gutachten oder Antworten auf Einzel-
fragen zu erstellen.
(2) Das Plenum kann die Bildung eines Unterausschusses bean-
standen. Die Gründe für die Beanstandung sind bei einer erneuten
Entscheidung zu berücksichtigen.
(3) Der Unterausschuss ist paritätisch zu besetzen mit je fünf Ver-
tretern der Krankenkassen auf der einen und der Leistungserbrin-
ger (Kassenärztliche Bundesvereinigung, Kassenzahnärztliche
Bundesvereinigung, Deutsche Krankenhausgesellschaft) auf der
anderen Seite sowie mit Stellvertretern in der nötigen Zahl. Die
Bestellung der Mitglieder erfolgt nach dem gleichen Verhältnis,
welches auch für das einrichtende Gremium maßgeblich ist; für
die Vertreter der Krankenkassen gilt das Verhältnis gemäß § 25
Abs. 1. Mindestens die Hälfte aller Mitglieder eines Unterausschus-
ses müssen Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses oder
deren Stellvertreter sein.
(4) Die Mitglieder und Stellvertreter des Unterausschusses wer-
den unabhängig vom Zeitpunkt ihrer Berufung für eine Amtsperi-
ode bestellt. Die Namen sind der Geschäftsstelle des Gemeinsamen
Bundesausschusses mitzuteilen. Mitglieder und Stellvertreter, für
die nach Ablauf dieser Zeiträume kein Nachfolger schriftlich mit-
geteilt wurde, bleiben bis zur Benennung eines Nachfolgers im
Amt.
(5) Die Mitglieder des Unterausschusses bestimmen aus ihrer
Mitte einen Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden. Der
Vorsitz des Unterausschusses wechselt alle zwei Jahre zwischen
einem Vertreter der Krankenkassen und einem Vertreter der Leis-
tungserbringer. Dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung und
Durchführung der Sitzungen des Unterausschusses.
(6) Die Mitglieder des Unterausschusses sind verpflichtet, an den
Sitzungen teilzunehmen oder bei Verhinderung ihre Stellvertreter
rechtzeitig zu benachrichtigen. Dies gilt sinngemäß für die Stellver-
treter. Ein Mitglied kann einen Stellvertreter oder einen Mitarbeiter
seines Verbandes beratend zu den Sitzungen des Unterausschus-
ses hinzuziehen.
(7) Der Vorsitzende und die weiteren unparteiischen Mitglieder
des Gemeinsamen Bundesausschusses sowie deren Stellvertreter
können beratend an den Sitzungen der Unterausschüsse teilneh-
men.
(8) Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche-
rung kann an den Sitzungen der Unterausschüsse teilnehmen oder
sich durch einen Beauftragten vertreten lassen.
(9) Mitarbeitern des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit
soll der Unterausschuss ein Teilnahmerecht einräumen. Die Teil-
nahme kann insbesondere für Beratungen über die Vergabe von
Aufträgen an das Institut ausgeschlossen werden.
(10) An den Sitzungen des Unterausschusses können bis zu fünf
nach § 140f Abs. 2 SGB V benannte sachverständige Personen mit
beratender Stimme teilnehmen. Die sachkundigen Personen sind
von den nach der Patientenbeteiligungsverordnung anerkannten
Organisationen einvernehmlich und schriftlich gegenüber der
Geschäftsstelle zu benennen. Die Aufgabe des Unterausschusses
gilt als spezifisches Thema im Sinne des § 4 Abs. 1 der Patienten-
beteiligungsverordnung.
(11) Der Unterausschuss kann durch einvernehmlichen Beschluss
Experten als Sachverständige zu seinen Beratungen hinzuziehen,
sofern dies zur Klärung von Einzelfragen erforderlich ist. Die Sach-
verständigen erhalten von dem Gemeinsamen Bundesausschuss
auf Antrag Ersatz der Auslagen und eine Entschädigung für den
Zeitaufwand.
(12) Zur Beantwortung von Einzelfragen kann der Unterausschuss
gutachtliche Stellungnahmen einholen; kostenauslösende Aufträge
sind mit dem Vorsitzenden des Gemeinsamen Bundesausschusses
oder mit dem Geschäftsführer, wenn dieser zur Unterzeichnung
des Auftrages berechtigt ist, abzustimmen.
(13) An Sitzungen der Unterausschüsse, die zur Vorbereitung von
Entscheidungen zu § 137 SGB V eingerichtet sind, nehmen Vertre-
ter des Verbandes der privaten Krankenversicherung, der Bundes-
ärztekammer und des Deutschen Pflegerates mit beratender
Stimme teil. Die jeweilige Anzahl der Vertreter ist bei der Einrich-
tung des Unterausschusses festzulegen. Entschädigungen oder
Reisekosten für diese Vertreter werden vom Gemeinsamen Bundes-
ausschuss nicht gezahlt.

§ 22
Arbeitsweise der Unterausschüsse



(1) Der Unterausschuss berät in Sitzungen. Eine schriftliche Bera-
tung ist zulässig, wenn der Unterausschuss den Sachgegenstand in
einer Sitzung mündlich beraten hat und einstimmig eine abschlie-
ßende Beratung im schriftlichen Verfahren beschließt. Die Sitzun-
gen sind nicht öffentlich.
(2) Der Unterausschuss soll bei seinen Beratungen Konsens
anstreben. Er fasst das Ergebnis seiner Beratungen zusammen und
legt es den beschlussfassenden Gremien vor. Beschlussempfehlun-
gen oder -entwürfe des Unterausschusses müssen eine Begrün-
dung enthalten. Unterschiedliche Voten der Mitglieder des Unter-
ausschusses sind in ihren wesentlichen Punkten wiederzugeben.
Der Verlauf der Beratungen und die Beratungsunterlagen des
Unterausschusses sind vertraulich zu behandeln. Verlautbarungen
der Unterausschüsse über die Medien sind unzulässig.
(3) Die Geschäftsstelle des Gemeinsamen Bundesausschusses
erledigt die laufenden Geschäfte des Unterausschusses. Sie ver-
anlasst insbesondere die zeitgerechte Versendung der Einladungen
nach Festlegung von Ort, Termin und Tagesordnung sowie der ihr
vorliegenden Beratungsunterlagen.

§ 23
Zusammenarbeit mit dem Institut für Qualität
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beauftragt das Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen mit der
Erstellung von Recherchen, Bewertungen und Ausarbeitungen
sowie der Abgabe von Stellungnahmen und Empfehlungen zu den
in § 139a SGB V definierten Gebieten einschließlich der Bereitstel-
lung von allgemeinen Informationen zur Qualität und Effizienz im
Gesundheitswesen für die Bevölkerung.
(2) Die Tätigkeit des Institutes bei der Vorbereitung von Entschei-
dungen durch den Gemeinsamen Bundesausschuss und seine
Unterausschüsse richtet sich nach der Verfahrensordnung.
(3) Die Verbände nach § 1 Abs. 1, das Bundesministerium für
Gesundheit und Soziale Sicherung, die nach § 140f Abs. 2 SGB V
anerkannten Organisationen und die oder der Beauftragte der Bun-
desregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten kön-
nen die Beauftragung des Institutes beim Gemeinsamen Bundes-
ausschuss beantragen.
(4) Der Auftrag wird nach Beschluss durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss von dem Vorsitzenden ausgearbeitet und dem
Institut übermittelt. Er bedient sich dazu der Geschäftsstelle.
(5) Das Institut leitet die Arbeitsergebnisse der Aufträge nach
Absatz 1 dem Gemeinsamen Bundesausschuss als Empfehlungen
zu. Der Gemeinsame Bundesausschuss hat die Empfehlungen im
Rahmen seiner Aufgabenstellung zu berücksichtigen.

F. Geschäftsführung, Finanzen und Aufsicht
§ 24

Geschäftsführung
(1) Zur Erledigung der laufenden Geschäfte unterhält der Gemein-
same Bundesausschuss eine Geschäftsstelle. Zur Leitung der
Geschäftsstelle bestellt er einen Geschäftsführer. Der Geschäfts-
führer führt hauptamtlich die laufenden Geschäfte und nimmt im
Auftrag des Vorsitzenden die Arbeitgeberfunktion (Leiter der
Dienststelle) für die Mitarbeiter der Geschäftsstelle wahr. Näheres
regeln die Grundsätze für die Führung der Verwaltungsgeschäfte.
Die Einstellung von Mitarbeitern in leitenden Funktionen ist nur
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden möglich.
(2) Zu den laufenden Geschäften gehören insbesondere
— die inhaltliche Vorbereitung der Beratungs- und Entscheidungs-

unterlagen entsprechend den Vorgaben des Vorsitzenden,
— die Vorbereitung von Sitzungen in Abstimmung mit dem Vorsit-

zenden und
— die Fertigung von Sitzungsniederschriften.
Die Geschäftsführung umfasst ferner die Beratung durch die Mit-
arbeiter der Stabsstellen Medizin und Recht des Gemeinsamen
Bundesausschusses.
(3) Der Geschäftsführer ist gegenüber dem Vorsitzenden und dem
Plenum für die ordnungsgemäße Abwicklung der laufenden
Geschäfte verantwortlich. Er legt jährlich einen Tätigkeitsbericht
vor.

§ 25
Finanzausschuss

(1) Zur Aufstellung des Haushaltsplans wird ein Finanzausschuss
errichtet. Der Finanzausschuss besteht aus
— zwei Vertretern der Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
— einem Vertreter der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung,
— zwei Vertretern der Deutschen Krankenhausgesellschaft sowie
— je einem Vertreter der Ortskrankenkassen, der Ersatzkassen, der

Betriebskrankenkassen, der Innungskrankenkassen, und einem
gemeinsamen Vertreter der landwirtschaftlichen Krankenkassen
und der Knappschaftlichen Krankenversicherung.

(2) Die Mitglieder werden von den jeweiligen Trägerorganisa-
tionen bestellt. Mindestens die Hälfte aller Mitglieder müssen
Mitglieder des Gemeinsamen Bundesausschusses oder deren Stell-
vertreter sein. Der Finanzausschuss wählt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter.
(3) Der Finanzausschuss entscheidet mit der Mehrheit der anwe-
senden Stimmberechtigten; bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Finanzausschussvorsitzenden.
(4) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Bundesausschusses und
der Geschäftsführer nehmen an den Sitzungen des Finanzaus-
schusses mit beratender Stimme teil.
(5) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Bundesausschusses und
der Geschäftsführer haben dem Finanzausschuss jede gewünschte
Aufklärung und die Einsicht in die Betriebs- und Rechnungsfüh-
rung zu gewähren.
(6) Der Vorsitzende des Finanzausschusses legt dem Plenum den
aufgestellten Haushaltsplan zur Beschlussfassung vor.
(7) Für die Aufstellung des Haushaltsplanes gilt § 67 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV).

§ 26
Rechnungsführung und -prüfung

(1) Für die Rechnungsführung des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses gilt die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift über das
Rechnungswesen in der Sozialversicherung“ in der jeweils gülti-
gen Fassung entsprechend.
(2) Die Rechnungsführung des Gemeinsamen Bundesausschusses
wird jährlich nach Vorprüfung durch eine vom Vorsitzenden des
Gemeinsamen Bundesausschusses bestimmte Stelle von den Rech-
nungsprüfern geprüft.

§ 27
Aufsicht und Genehmigungsvorbehalte



(1) Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche-
rung führt nach § 91 Abs. 10 SGB V in Verbindung mit den §§ 88
und 89 SGB IV die Aufsicht über den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss.
(2) Richtlinien können nach § 94 SGB V beanstandet werden.
(3) Diese Geschäftsordnung und die Verfahrensordnung bedürfen
nach § 91 Abs. 3 Satz 2 SGB V der Genehmigung des Bundesminis-
teriums für Gesundheit und Soziale Sicherung.

§ 28
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt am 13. Januar 2004 in Kraft.


